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Wahlprüfstein von: Verband Deutscher Sinti & Roma, Landesverband Rheinland-Pfalz 
Antwort von: Die Linke Rheinland-Pfalz (RLP) 
Datum: 05.03.2026 
 
 
1. Welche konkreten Maßnahmen plant Ihre Partei in Rheinland-Pfalz, um 
Antiziganismus auf Landesebene wirksam zu bekämpfen? 

Die Linke RLP setzt sich für einen umfassenden Landesaktionsplan gegen 
Antiziganismus ein. Dieser soll verbindliche Ziele, ressortübergreifende Maßnahmen 
und eine dauerhafte Finanzierung enthalten. Wir wollen Antiziganismus als 
strukturelles Problem anerkennen und in allen relevanten Politikfeldern – Bildung, 
Inneres, Justiz, Soziales und Kultur – gezielt angehen. Dazu gehören Fortbildungen 
im öffentlichen Dienst, Antidiskriminierungsklauseln in Förderprogrammen sowie die 
Stärkung unabhängiger Beratungsstrukturen. 

 

2. Wie bewerten Sie den bestehenden Staatsvertrag des Landes Rheinland-Pfalz 
mit den Sinti und Roma, und planen Sie dessen Fortführung oder 
Weiterentwicklung? 

Den Staatsvertrag mit dem Landesverband Deutscher Sinti und Roma Rheinland-
Pfalz bewerten wir als wichtigen Schritt zur institutionellen Anerkennung und 
politischen Beteiligung. Wir setzen uns klar für seine Fortführung ein und möchten 
ihn weiterentwickeln – insbesondere durch eine bessere finanzielle Ausstattung, 
verbindliche Beteiligungsrechte und eine stärkere Verankerung in der 
Landesgesetzgebung. 

 

3. Werden Sie sich dafür einsetzen, dass Antiziganismus als eigenständige Form 
von Rassismus in der Landespolitik und in behördlichem Handeln klar benannt 
und berücksichtigt wird? 

Ja. Für Die Linke RLP ist es zentral, Antiziganismus als eigenständige Form von 
Rassismus klar zu benennen. Nur so können spezifische Diskriminierungs-
erfahrungen sichtbar gemacht und gezielt bekämpft werden. Wir setzen uns für eine 
entsprechende Verankerung in Leitlinien, Verwaltungsvorschriften, 
Fortbildungsprogrammen und im Landesantidiskriminierungsrecht ein. 

 

4. Planen Sie, bestehende Anlaufstellen wie die Melde- und Informationsstelle 
Antiziganismus (MIA) langfristig finanziell und strukturell abzusichern? Falls ja, in 
welchem Umfang? 

Ja. Einrichtungen wie die Melde- und Informationsstelle Antiziganismus (MIA) leisten 
unverzichtbare Arbeit bei der Dokumentation und Beratung. Wir setzen uns für eine 
langfristige, institutionelle Förderung durch das Land ein, statt projektbezogener 
Kurzzeitfinanzierung. Ziel ist eine verlässliche Grundfinanzierung, die 
Personalstellen, Präventionsarbeit und regionale Präsenz dauerhaft absichert. 
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5. Wie wollen Sie sicherstellen, dass Diskriminierung und Gewalt gegen Sinti und 
Roma in Rheinland-Pfalz systematisch erfasst, ausgewertet und politisch 
adressiert werden? 

Wir fordern ein landesweites Monitoring-System in enger Zusammenarbeit mit 
zivilgesellschaftlichen Fachstellen. Polizeiliche Statistik und zivilgesellschaftliche 
Meldedaten sollen zusammengeführt und regelmäßig veröffentlicht werden. Zudem 
braucht es eine unabhängige Beschwerdestelle für Betroffene sowie eine 
Berichtspflicht der Landesregierung an den Landtag. 

 

6. Welche Maßnahmen planen Sie, um Antiziganismus verbindlich in Schulen, 
Lehrplänen und der Lehrkräfteausbildung in Rheinland-Pfalz zu thematisieren? 

Wir wollen Antiziganismus verbindlich in den Lehrplänen aller Schulformen 
verankern. Das Thema soll Bestandteil der Aus- und Fortbildung von Lehrkräften 
werden. Darüber hinaus unterstützen wir Kooperationen mit Selbstorganisationen 
sowie Projekttage, Gedenkstättenfahrten und Unterrichtsmaterialien, die von 
Expert*innen aus den Communities mitentwickelt werden. 

 

7. Wie möchten Sie dazu beitragen, dass die Geschichte des Antiziganismus – 
insbesondere der Völkermord an den Sinti und Roma im Nationalsozialismus – 
stärker im öffentlichen Bewusstsein des Landes verankert wird? 

Die Anerkennung des nationalsozialistischen Völkermords an den Sinti und Roma ist 
für uns zentral. Wir unterstützen Gedenkveranstaltungen, Forschungsprojekte und 
die sichtbare Erinnerung im öffentlichen Raum, etwa durch Gedenkorte und 
Informationstafeln. Eine enge Zusammenarbeit mit dem Zentralrat Deutscher Sinti 
und Roma ist dabei für uns selbstverständlich. 

 

8. Welche landespolitischen Schritte planen Sie, um Benachteiligungen von Sinti 
und Roma auf dem Arbeitsmarkt sowie im Bildungsbereich gezielt abzubauen? 

Wir setzen auf gezielte Förderprogramme für Bildungsgerechtigkeit, 
Ausbildungszugang und Beschäftigung. Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt wollen 
wir durch stärkere Kontrollen, Beratungsangebote und Sensibilisierung von 
Unternehmen bekämpfen. Im Bildungsbereich setzen wir auf individuelle Förderung, 
Antidiskriminierungskonzepte an Schulen und den Ausbau von Schulsozialarbeit. 

 

9. Wie wollen Sie Diskriminierung von Sinti und Roma im Bereich Wohnen, 
Gesundheit und öffentlicher Verwaltung in Rheinland-Pfalz entgegenwirken? 

Wir fordern ein Landesantidiskriminierungsgesetz mit klaren Beschwerde- und 
Klagerechten. Im Wohnungsbereich setzen wir auf stärkere Kontrollen gegen 
Diskriminierung sowie auf sozialen Wohnungsbau. In Verwaltung und 
Gesundheitswesen wollen wir verpflichtende Antirassismus-Schulungen und klare 
Leitlinien gegen diskriminierendes Handeln etablieren. 
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10. Wie möchten Sie die Zusammenarbeit des Landes Rheinland-Pfalz mit 
Selbstorganisationen der Sinti und Roma sowie weiteren zivilgesellschaftlichen 
Akteur:innen gegen Antiziganismus stärken und dauerhaft gestalten? 

Wir wollen regelmäßige Konsultationsformate auf Landesebene einrichten und 
Beteiligung verbindlich regeln. Selbstorganisationen sollen institutionell gefördert 
und frühzeitig in Gesetzgebungsverfahren einbezogen werden. Ziel ist eine 
partnerschaftliche Zusammenarbeit auf Augenhöhe, die Expertise anerkennt, stärkt 
und strukturell absichert. 

 

 


